
(AV). — Der Werktätige ist verpflichtet, eine bestimmte 
Arbeitsleistung in der Form laufender lebendiger Ar­
beit zu erbringen (ARV).

2. Merkmal: Es handelt sich um eine ganz bestimmte 
und umfangmäßig begrenzte Arbeitsleistung, nämlich 
um die Arbeitsleistung in der Form der laufenden le­
bendigen Arbeit im Rahmen eines (bestimmten Berufs 
(Fähigkeiten und Fertigkeiten) oder einer bestimmten 
Funktion (AV). — Der Werktätige ist verpflichtet, die 
Arbeitsleistung in der Form laufender lebendiger Ar­
beit im Rahmen des vertraglich festgelegten Berufs 
(z. B. als Schlosser) oder der vertraglich festgelegten 
Funktion (z. B. als Sachbearbeiter) zu erbringen (ARV).

3. Merkmal: Die Arbeit des Produzenten ist Bestand­
teil der gesellschaftlich notwendigen Gesamtarbeit eines 
Kollektivs von Produzenten. Sie wird im Rahmen eines 
Betriebes zur Erfüllung betrieblicher Aufgaben ge­
leistet (AV). — Der Werktätige ist in das Kollektiv des 
Betriebes, in den Personalbestand aufzunehmen, er ist 
verpflichtet und berechtigt, seine Arbeitsleistung im 
Betrieb zur Erfüllung der dem Betrieb obliegenden 
Aufgaben zu erbringen (ARV).

4. Merkmal: Die Zusammenarbeit der Produzenten 
erfordert eine einheitliche Leitung und die Unterord­
nung des einzelnen unter diese Leitung (AV). — Der 
Werktätige unterliegt der Arbeits- und Disziplinarord­
nung des Betriebes. Er ist verpflichtet, die im Rahmen 
der Weisungsbefugnis erfolgenden Weisungen der ihm 
gegenüber Weisungsberechtigten zu befolgen (ARV).

5. Merkmal: Die Arbeitsleistung ist ihrem Wesen 
nach entgeltlich. Der Entlohnung liegt das Prinzip der 
Verteilung nach der Leistung zugrunde (AV). — Der Be­
trieb ist verpflichtet, den Werktätigen entsprechend 
seiner Arbeitsleistung nach staatlich festgelegten oder 
sanktionierten Sätzen in regelmäßigen Abständen zu 
entlohnen (ARV)3).

Die oben genannten Merkmale des Arbeitsverhält­
nisses machen es möglich, im Einzelfall genau festzu­
stellen, welches ökonomische Verhältnis die Beteiligten 
begründen wollten. Ist es ein Arbeitsverhältnis, dann 
knüpft der Gesetzgeber an den Vertrag die Rechtsfolgen 
der Entstehung eines Arbeitsrechtsverhältnisses mit 
dem bereits in gesetzlichen bzw. kollektiven Bestim­
mungen festgelegten — in seiner Ausgestaltung sehr 
weitgehenden — Inhalt. Handelt es sich um ein arideres 
ökonomisches Verhältnis, dann kann man sehr wohl 
nach den Besonderheiten entscheiden, ob und welches 
Zivilrechtsverhältnis vorliegt. Der Wille der Beteiligten, 
bestimmte, in unabdingbaren gesetzlichen Bestimmun­
gen festgelegte Rechtsfolgen durch ausdrückliche ver­
tragliche Vereinbarungen einzuschränken oder auszu­
schließen und an ihre Stelle Rechtsfolgen anderer öko­
nomischer Verhältnisse treten zu lassen, wird nicht 
sanktioniert. Solche Vereinbarungen sind unwirksam, 
z. B. diejenigen, die darauf abzielen, ein Arbeitsver­
hältnis zivilrechtlich auszugestalten, weil sie gegen die 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen und die in ihnen zum 
Ausdruck kommenden Grundsätze verstoßen. Verein­
barungen über sog. Konkurrenzverbote innerhalb des 
Arbeitsvertrages und Vereinbarungen, die auf eine un­
gesetzliche Umkehr der Beweislast, eine Verantwort­
lichkeit ohne Verschulden oder eine ungesetzliche Er­
höhung der Verantwortlichkeit des Werktätigen ab­
zielen, verstoßen gegen arbeitsrechtliche Normen und 
sind unwirksam.

Die Merkmale der Abgrenzung des Arbeitsrechtsver­
hältnisses vom Zivilrechtsverhältnis seien an zwei Bei­
spielen erläutert:

1. Ein genossenschaftlicher Einzelhandelsbetrieb ver­
pflichtet eine Rentnerin vertraglich zum Verkauf der 
von ihm angelieferten Ware in einer ihm gehörenden 
Verkaufsstelle. Der Rentnerin ist es untersagt, andere 
als die vom Handelsbetrieb angelieferten Waren zu 
verkaufen. Die Rentnerin ist weiterhin verpflichtet, täg­
lich bzw. zweitäglich die verkaufte Ware abzurechnen, 
Der Handelsbetrieb behält sich vertraglich das Kontroll­
recht hinsichtlich der Behandlung der Verkaufsräume 
und Gegenstände einschließlich der zu verkaufenden 
Ware vor. Er hat darüber hinaus das Recht, jederzeit 
zu überprüfen, ob tatsächlich nur die von ihm angelie­
ferten Waren und keine anderen verkauft werden. Er

3) vgl. Pascherstnick, Rechtsfragen der Entlohnung der Ar­
beiter und Angestellten, Berlin 1955, S. 148 ff.

hat letztlich auch das sich aus der Abrechnungspflicht 
der Rentnerin ergebende Recht, zu überprüfen, in wel­
chem .Umfang bereits Waren verkauft und abgerechnet 
wurden.

Die Arbeitsleistung der Rentnerin unterscheidet sich 
also kaum von der der übrigen in Einzelhandelsbetrie­
ben tätigen Verkaufskräfte. Legt man die oben genann­
ten Abgrenzungsmerkmale zugrunde, so zeigt sich, 
daß — unabhängig von anderen, auf ein Zivilrechtsver­
hältnis hindeutenden Vereinbarungen — die Merkmale 
eines Arbeitsverhältnisses und demnach auch die eines 
Arbeitsrechtsverhältnisses vorliegen.

Warum wählt aber der Handelsbetrieb diese ver­
schleiernde Form? Weil er — und dafür liegen Beispiele 
vor — glaubt, auf diese Weise sein Betriebsrisiko für 
Verderb und Verlust der Waren usw. auf den Werk­
tätigen abwälzen zu können und diesen darüber hinaus 
um all diejenigen arbeitsrechtlichen Grundrechte zu 
bringen, die ihm nach der Verfassung sowie nach ge­
setzlichen und kollektivvertraglichen Bestimmungen zu­
stehen, z. B. das Recht auf Urlaub, auf Arbeitsschutz 
einschließlich der Einhaltung der gesetzlich festgelegten 
Arbeitszeit, auf Lohnausgleich bei Krankheit und Be­
triebsunfall, auf Qualifizierung des Werktätigen durch 
den Betrieb, auf die zusätzliche materielle, kulturelle, 
soziale und gesundheitliche Betreuung des Werktätigen 
durch den Betrieb und vor allen Dingen auf das Recht 
auf eine Entlohnung, die der Leistung des Werktätigen 
entspricht und ihm einen entsprechenden Lebensstan­
dard sichert. Dies sind aber alles Rechte, die nur den­
jenigen zugesichert sind, die in einem Arbeitsrechtsver­
hältnis stehen.

2. Ein Einzelhändler erhält auf Grund eines Vertra­
ges mit einem genossenschaftlichen Einzelhandels­
betrieb das Recht, neben dem bereits von ihm geführ­
ten Sortiment die sonst nur von HO und Konsum ge­
führten Waren zu verkaufen. Wenden wir die oben ge­
nannten Abgrenzungsmerkmale an, so sehen wir, daß 
hier ein Zivilrechtsverhältnis vorliegt. Es handelt sich 
nicht um eine Arbeitsleistung im Rahmen eines be­
stimmten Berufs, deren Umfang von den Aufgaben des 
genossenschaftlichen Einzelhandelsbetriebes bestimmt 
wird. Es besteht kein Kontroll- und Weisungsrecht des 
Betriebes. Dieser hat lediglich Rechte, in bezug auf die 
Einhaltung der vertraglichen Vereinbarungen. Auch die 
Vergütung richtet sich nicht nach der Arbeitsleistung 
und braucht nicht Existenzgrundlage eines bestimmten 
Lebensstandards (Fixum) zu sein, sondern richtet sich 
nach im voraus festgelegten Umsatzspannen als Teil 
der Kleinhandelsspanne.

*
Die falsche Konzeption, die nach den Ausführungen 

Feilers dem von ihm besprochenen, insoweit nicht ver­
öffentlichten Urteil des Obersten Gerichts 2 Uz 6/56 zu­
grunde liegt, kommt auch in der Bejahung der sog. 
mischrechtlichen Verhältnisse zum Ausdruck. Feiler 
selbst nimmt auch zu dieser wichtigen Frage nicht klar 
Stellung. Während er sie bei Nebenbeschäftigungen oder 
bei Gelegenheitsarbeiten bejaht (S. 47), weist er wenig 
später auf ihre schädlichen Auswirkungen hinsichtlich 
der Gleichmacherei, des Bürokratismus usw. hin (S. 48).

Die Erörterung dieser Frage weist starke Ähnlichkeit 
mit ihrer Behandlung in der bürgerlichen Rechtspre­
chung und Lehre auf. Das gilt z. B. sowohl für solche 
Formulierungen wie „relative Selbständigkeit der Ge­
schäftstätigkeit“ und „soziale und wirtschaftliche Ab­
hängigkeit des Agenten vom Geschäftsherm“ (als Ab­
grenzungsmerkmale zwischen Arbeitsrechtsverhältnis 
und Zivilrechtsverhältnis) als auch für die Begriffe „an- 
gestellten-ähnlicher Handlungsagent“ und „misch­
rechtliches Verhältnis“. Es wird nicht untersucht, ob 
ein solches Verhältnis in unserer Gesellschaftsordnung 
überhaupt möglich ist, sondern es wird einfach — wahr­
scheinlich aus „Zweckmäßigkeitsgründen“ — unter be­
stimmten Voraussetzungen bejaht. Dabei sollen unter 
sog. mischrechtlichen Verhältnissen nach Feilers Aus­
führungen diejenigen Verhältnisse zu verstehen sein, 
„in denen die nicht dem Arbeitsrecht angehörenden 
Züge überwiegen“ (? — d. V.).

Unbestritten ist es im Zivilrecht möglich, auf ein be­
stehendes einheitliches Zivilrechtsverhältnis entspre­
chend der vertraglich verschiedenen Ausgestaltung —
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